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AGF, DGB, Liga für das Kind, Diakonie Deutschland, VENRO und Zentralkomitee 
der deutschen Katholiken mit gemeinsamem Brief:  

Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte menschlich 
gestalten  

Berlin, 11. Juni 2018. Anlässlich der heutigen Anhörung und der anstehenden Beratungen 
des Gesetzentwurfes der Bundesregierung zum Familiennachzug im Bundestag und 
Bundesrat fordern die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF), der 
Deutsche Gewerkschaftsbund (DGB), die Diakonie Deutschland, die Deutsche Liga für das 
Kind, VENRO sowie das Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) gemeinsam, der 
geplanten Einschränkung des Familiennachzugs nicht zuzustimmen.  

In einem gemeinsamen Brief an die Abgeordneten sowie an die Bundesminister des Inneren 
und für Familie drücken die beteiligten Organisationen ihre Sorge über den aktuellen 
Gesetzesvorschlag der Bundesregierung zum Familiennachzug von Geflüchteten mit 
subsidiärem Schutz aus. Dieser sieht eine neuerliche erhebliche Einschränkung des 
Familiennachzugs vor, mit Ausnahmen lediglich aus humanitären Gründen und nur für ein 
schmales Kontingent von Angehörigen.  

Die Unterzeichner des Briefes halten die damit verbundene Trennung von Ehepaaren und 
Familien auf lange Dauer für nicht hinnehmbar: „Sowohl das Grundgesetz als auch die 
Europäische Menschenrechtskonvention schützen das familiäre Zusammenleben als 
grundlegenden Bestandteil des Familienlebens in besonderer Weise. Dieser Schutz gilt auch 
für geflüchtete Menschen.“ Zudem haben die Organisationen massive Zweifel an der 
Anwendbarkeit des Entwurfs und beklagen, dass dieser noch nicht einmal eine zwingend 
notwendige Evaluation vorsieht. 

Weiter mahnen sie an: „Die Argumentation um mögliche Grenzen der ‚Integrationsfähigkeit‘ 
sehen wir als irreführend an. Vielmehr kann die Zusammenführung der Kernfamilie einen 
Beitrag für eine erfolgreiche Integration leisten, da sie die Betroffenen anspornt und von der 
ständigen Angst um Leib und Leben ihrer Angehörigen befreit.“ 

Die Arbeitsgemeinschaft der deutschen Familienorganisationen (AGF), der Deutsche 
Gewerkschaftsbund (DGB), die Diakonie Deutschland, die Deutsche Liga für das Kind, VENRO 
sowie das Zentralkomitee der deutschen Katholiken (ZdK) fordern Abgeordnete und 
Regierung auf, statt Ängste zu schüren ein Signal zu setzen, dass Deutschland ein starkes 
Land, eine offene Gesellschaft und eine handlungsfähige Demokratie ist und seiner 
Verantwortung für die Menschenrechte und den Schutz der Familie auch für Geflüchtete 

gerecht wird.  
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